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Satzung 

des Fördervereins des Jugendparlamentes der Stadt Hannover e. V. 

Präambel 

Aus dem gemeinsamen Wunsch heraus, die Jugendbeteiligung in Hannover nachhaltig zu 
stärken und zu begleiten, hat sich eine Gruppe aus ehemaligen und aktiven Mitgliedern sowie 
Unterstützern der Initiative für ein Jugendparlament der Stadt Hannover zusammengefunden. 
Ihr Ziel ist es, das Jugendparlament über die Wahlperioden hinaus zu fördern, den Austausch 
zu ermöglichen und strukturelle Unterstützung zu leisten. 
Der Förderverein des Jugendparlamentes der Stadt Hannover setzt sich für die langfristige 
Mitgestaltung und Weiterentwicklung der Jugendbeteiligung ein. In diesem Geist gibt er sich 
die folgende Satzung. 

Es wird auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachformen männlich, weiblich und divers 

verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für alle Geschlechter. 
 

§ 1 Name und Sitz 

(1) Der Verein führt den Namen „Förderverein des Jugendparlamentes der Stadt 
Hannover” (kurz „FVJH“). 

(2) Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden und erhält danach den Zusatz „e.V.”. 
(3) Der Verein hat seinen Sitz in Hannover. 
(4) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 
§ 2 Zweck und Gemeinnützigkeit 

(1) Der Zweck des Vereins ist die allgemeine Förderung des demokratischen Staatswesens 
nach § 52 Absatz 2 Satz 1 Nr. 24 AO durch die ideelle und strukturelle Förderung des 
Jugendparlamentes der Stadt Hannover. 

(2) Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch die Beschaffung von Mitteln 
für das Jugendparlament der Landeshauptstadt Hannover zur Verwirklichung von o. g. 

steuerbegünstigten Zwecken. Daneben kann der Verein seinen Förderzweck auch 
unmittelbar selbst verwirklichen durch die Begleitung der Mitglieder des 

Jugendparlamentes der Landeshauptstadt Hannover, sowie der Unterstützung von 
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Jugendbeteiligungsformaten auf kommunaler Ebene. Dies geschieht insbesondere 
durch ständigen Erfahrungsaustausch und Fortbildungen zu Themen wie: 

a) Demokratie 
b) Antirassismus und Umgang mit extremistischen politischen Meinungen 

c) Integration 
d) Inklusion 

e) Diversität 
f) Nachwuchsgewinnung 
g) Organisation von Wahlen 

h) Strukturarbeit 
i) Haushaltspolitik 

j) kommunale Entscheidungswege   
k) städtische und überkommunale Vernetzung. 

(3) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.  

 

§ 3 Mittelverwendung 

(1) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke. Die Mittel 
des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

(2) Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins.  
(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
(4) Ehrenamtlich tätige Personen haben Anspruch auf Ersatz nachgewiesener Auslagen. 

Der Verein kann sich einer Hilfsperson im Sinne des § 57 Abs. 1 Satz 2 AO bedienen. 
 
§ 4 Mitgliedschaft 

(1) Stimmberechtigtes Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden, welche 

die Satzung anerkennt und den Vereinszweck fördern will. 
(2) Natürliche sowie juristische Personen können als nicht stimmberechtigte 

Fördermitglieder aufgenommen werden. 

(3) Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand nach schriftlichem Antrag. � 
(4) Im Falle der Minderjährigkeit des Mitglieds ist eine Einwilligung des gesetzlichen 

Vertreters dem Antrag beizufügen. 
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(5) Die Mitgliedschaft im Verein setzt eine Einwilligung der Datenschutzerklärung voraus. 
(6) Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. Die Ablehnung des Antrages kann der 

antragstellenden Person ohne Angabe von Gründen schriftlich mitgeteilt werden. 

(7) Die Mitglieder haben Mitgliedsbeiträge zu leisten. Für die verschiedenen 

Mitgliedschaften können unterschiedliche Beitragshöhen festgesetzt werden. 

(8) Höhe und Fälligkeit der Beiträge werden durch die Beitragsordnung festgesetzt. 
 

§ 5 Ende der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft endet 

a) bei einer natürlichen Person mit dem Austritt oder Tod, 
b) bei einer juristischen Person, mit dem Austritt, oder wenn diese nicht mehr besteht 

und es keinen Rechtsnachfolger gibt. 

c) bei vereinsschädigendem Verhalten durch Ausschluss. Der Ausschluss erfolgt durch 
einen Beschluss der Mitgliederversammlung mit Zwei-Drittel-Mehrheit. Der 

Vorstand kann Mitgliedern bei vereinsschädigendem Verhalten vorläufig die 
Mitgliedsrechte und -pflichten pausieren. Das betroffene Mitglied hat ein Recht zur 

Anhörung vor dem Vorstand und der Mitgliederversammlung. 
(2) Der Austritt eines Mitglieds kann zum Ende des darauffolgenden Quartals durch 

schriftlichen Antrag erfolgen. 
 
§ 6 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung findet mindestens einmal pro Jahr statt. Zudem kann sie 

einberufen werden, sofern der Vorstand die Notwendigkeit feststellt, oder wenn 
mindestens 10 Prozent der Mitglieder eine solche Versammlung begründet beim 
Vorstand in Textform beantragen. 

(2) Die Mitgliederversammlung ist öffentlich. Die Öffentlichkeit wird ausgeschlossen, wenn 
dies von der Mehrheit der anwesenden Mitglieder verlangt wird. 

(3) Die Mitgliederversammlung kann auch hybrid (ein Teil der Mitglieder wird per 
Videokonferenz zugeschaltet) oder rein virtuell (alle Mitglieder wählen sich in eine 

Videokonferenz ein) durchgeführt werden. 
(4) Die Einladung zu einer Mitgliederversammlung muss unter Einhaltung einer Frist von 

zwei Wochen vor dem Termin der Versammlung in Textform unter Angabe der 
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Tagesordnung erfolgen. Falls die Mitgliederversammlung in digitaler Form abgehalten 
wird, müssen etwaige Zugangsdaten nicht zwingend Teil der Einladung sein. 

(5) Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig: 
a) Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und über die Auflösung des 

Vereins  
b) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes und des Kassenprüfers 

c) Inhaltliche Ausrichtung des Vereins 
d) Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes; Entlastung des Vorstandes 
e) Ernennung von Ehrenmitgliedern. 

(6) Anträge der Mitglieder, die auf einer Versammlung abgestimmt werden sollen, sind 
dem Schriftführer spätestens drei Tage vor der Sitzung in Textform vorzulegen. Über 

Anträge zur Tagesordnung, die vom Vorstand nicht aufgenommen wurden oder die 
erstmals in der Mitgliederversammlung gestellt werden, entscheidet die 

Mitgliederversammlung mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder; 
dies gilt nicht für Anträge, die eine Änderung der Satzung, Änderungen der 
Beitragsordnung, das Abwählen von Amtsträgern oder die Auflösung des Vereins zum 

Gegenstand haben. 
(7) Anträge, die eine Änderung der Satzung, Änderungen der Beitragsordnung, die 

Auflösung des Vereins oder das Abwählen von Amtsträgern zum Gegenstand haben, 
müssen eine Woche vor Beginn der Mitgliederversammlung eingereicht werden. 

(8) Die Mitgliederversammlung wird von den Vorsitzenden, bei deren Verhinderung vom 
Finanzvorstand oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein 
Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung einen Leiter. Das Protokoll 

wird vom Schriftführer geführt. Ist dieser nicht anwesend, bestimmt der 
Versammlungsleiter einen Protokollführer. Über die Beschlüsse der 

Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom jeweiligen 
Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. Es soll folgende 

Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die Person des 
Versammlungsleiters und des Protokollführers, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, 

die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der 
Abstimmung. Bei Satzungsänderungen ist die zu ändernde Bestimmung anzugeben. 

(9) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn fristgerecht geladen wurde. Sie 

fasst ihre Beschlüsse grundsätzlich mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder. 
Abstimmungen, die die Wahl von Ämtern zum Gegenstand haben, sind generell 
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geheim durchzuführen. Abstimmungen sind dann geheim durchzuführen, wenn ein 
Viertel der anwesenden Mitglieder dies beantragt.  

(10) Beschlüsse, die eine Änderung der Satzung des Vereins betreffen, benötigen 
eine Zustimmung von zwei Dritteln aller anwesenden Mitglieder. Satzungsänderungen, 

die aufgrund einer Auflage eines Gesetzes, einer Behörde oder eines Gerichts 
notwendig sind, können vom Vorstand mit einfacher Mehrheit beschlossen werden und 

sind baldmöglichst den Mitgliedern bekanntzugeben. 
 

§ 7 Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht neben den zwei Vorstandsvorsitzenden aus dem Finanzvorstand 

(Kassenwart), dem Schriftführer sowie bis zu zwei weiteren Beisitzern. Die Vereinigung 
mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist unzulässig. 

(2) Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind die Vorstandsvorsitzenden. Der Verein wird 

gerichtlich und außergerichtlich jeweils einzeln durch die Vorstandsvorsitzenden 
vertreten. Für den Abschluss von Rechtsgeschäften, die für den Verein nicht lediglich 

rechtlich vorteilhaft sind, haben sie die Zustimmung des Vorstandes im Sinne eines 
Vorstandsbeschlusses einzuholen. Diese sind bei der nächsten Mitgliederversammlung 

gesammelt vorzulegen. 
(3) Die Vorstandsvorsitzenden übernehmen repräsentative Aufgaben nach innen und nach 

außen sowie die ihnen durch die Satzung zugewiesenen Kompetenzen. Die 
Vorstandsvorsitzenden können Teile ihrer Kompetenzen an andere übertragen. Sie 
leiten die Vorstandssitzung und die Mitgliederversammlung. 

(4) Dem Finanzvorstand obliegt die Zuständigkeit für sämtliche Angelegenheiten, die die 
Finanzen des Vereins betreffen, sofern er von der Mitgliederversammlung oder durch 

den übrigen Vorstand dazu beauftragt wurde. 
(5) Der Schriftführer ist insbesondere für die Organisation der Mitgliederversammlungen 

verantwortlich. Er unterstützt die Vorstandsvorsitzenden bei organisatorischen 
Aufgaben und ist für die Protokollführung bei den Vorstandssitzungen und 
Mitgliederversammlungen verantwortlich. 

(6) Der Vorstand fasst Beschlüsse mit Mehrheit der anwesenden Vorstandsmitglieder.  
(7) Auf Nachfrage werden die Mitglieder über die Beschlüsse des Vorstandes informiert. 

(8) Alle Vorstände werden aus der Mitte der Mitglieder auf eigene Kandidatur hin gewählt. 
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(9) Die Mitgliederversammlung wählt alle Vorstandsmitglieder in einzelnen Wahlgängen. 
Gewählt ist die Person, die im ersten Wahlgang die meisten Stimmen auf sich vereinen 

konnte. Bei einem Gleichstand der Stimmen kommt es zu einer Stichwahl, in der 
ebenfalls die Person gewählt ist, die die meisten Stimmen auf sich vereinen konnte. 

Eine Wiederwahl ist möglich. 
(10) Über die Abwahl der Vorstandsmitglieder entscheidet die 

Mitgliederversammlung mit Zwei-Drittel-Mehrheit. Das betroffene Vorstandsmitglied 
ist nicht stimmberechtigt. Ein neuer Vorstand ist in derselben Sitzung zu wählen, sofern 
nicht die Mehrheit der anwesenden Mitglieder für einen Aufschub der Vorstandswahl 

stimmt. Ein neuer Vorstand muss so schnell wie möglich nach der Abwahl des alten 
Vorstands gewählt werden. 

(11) Die Amtszeit beginnt am Tag nach der Wahl und endet nach zwei Jahren. Bis zur 
Amtszeit der neuen Vorstandsmitglieder bleiben die alten kommissarisch im Amt, es sei 

denn, sie wurden abgewählt. 
(12) Auf eigenen Willen kann das Amt des Vorstandes auch während der Amtszeit 

niedergelegt werden. Ausschließlich das freiwerdende Amt wird durch die 

Mitgliederversammlung neu gewählt. Die Amtszeit des neu gewählten 
Vorstandsmitgliedes beginnt am Tag nach der Wahl und endet mit der regulären 

Amtszeit der übrigen Vorstandsmitglieder. Dies gilt nicht, wenn alle 
Vorstandsmitglieder geschlossen ihr Amt niederlegen. 

(13) Die Amtszeit wird ebenso durch Ausscheiden aus dem Verein beendet. 
 

§ 8 Kassenprüfung 

(1) Es werden zwei Kassenprüfer von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von einem 
Jahr gewählt.  

(2) Sie haben das Recht, die Vereinskasse und die Buchführung vor jeder 

Mitgliederversammlung zu überprüfen. Über die Prüfung der gesamten Buch- und 
Kassenführung haben sie der Mitgliederversammlung mindestens einmal jährlich sowie 

auf Nachfrage Bericht zu erstatten. 
(3) Das Prüfungsrecht erstreckt sich über die buchhalterische Richtigkeit, nicht auf die 

Zweckmäßigkeit der Vorgänge.  
(4) Das Amt des Kassenprüfers ist nicht mit einem Vorstandsamt in einer Person vereinbar. 
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§ 9 Zusammenarbeit mit dem Jugendparlament 

(1) Der Förderverein des Jugendparlamentes der Stadt Hannover pflegt eine gute 

Beziehung zum Jugendparlament der Stadt Hannover. Der Verein soll eine anerkannte 
Betreuung des Jugendparlamentes in freier Trägerschaft sein. Dabei ist der Verein eine 

Ergänzung zu der Betreuung, die das Jugendparlament bereits durch die Stadt 
Hannover erfährt. 

(2) Der Verein bietet materielle, finanzielle, personelle und jedwede Unterstützung für 

Projekte und Mitglieder des Jugendparlamentes an. Er unterstützt den Transfer 
zwischen den Wahlperioden des Jugendparlamentes. 

§ 10 Geschäftsordnung 

(1) Die Geschäftsordnung soll die internen Abläufe des Vereins genauer bestimmen. 

(2) Die Geschäftsordnung wird durch die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit 
beschlossen. 

(3) Der Vorstand kann sich selbst eine Geschäftsordnung für seine internen Abläufe geben. 
 
§ 11 Beitragsordnung 

Die Mitgliederversammlung gibt dem Verein eine Beitragsordnung. Sie kann mit zwei Dritteln 

aller abgegebenen Stimmen beschlossen und geändert werden. 
 
§ 12 Ehrenmitglieder 

(1) Personen, die sich durch erheblich ideelle Unterstützung oder Zuwendungen an den 
Verein auszeichnen, können durch Beschluss der Mitgliederversammlung und eigener 
Zustimmung als Ehrenmitglied geführt werden. 

(2) Ehrenmitglieder sind keine Mitglieder im rechtlichen Sinne und im Sinne dieser 
Satzung. 

(3) Ein Ablegen sowie Entziehung des Status durch Beschluss der Mitgliederversammlung 
ist jederzeit möglich. 

 



 

Satzung des Fördervereines des Jugendparlamentes der Stadt Hannover e. V. 8 

§ 13 Auflösung des Vereins 

(1) Die Auflösung des Vereins bedarf der Zustimmung von vier Fünfteln der anwesenden 

Mitglieder. Zugleich sind die Liquidatoren des Vereins von der Mitgliederversammlung 
zu wählen. 

(2) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen an die Landeshauptstadt Hannover, die es unmittelbar und ausschließlich für 

gemeinnützige oder mildtätige Zwecke zu verwenden hat. 
 
§ 14 Gerichtsstand 

Gerichtsstand ist Hannover.  
 
§ 15 Inkrafttreten und Änderung 

Die Satzung tritt mit der Unterzeichnung des Gründungsprotokolls am 27.05.2025 in Kraft. Die 
Satzung wurde zuletzt durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom 26.02.2026 geändert. 
Diese Änderung tritt mit ihrer Eintragung ins Vereinsregister in Kraft. 

Hannover, den 26.02.2026 


